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der in diesem Zusammenhang im Bericht an die 9. Plenar­
tagung des Obersten Gerichts über den Beitrag der Arbeits­
rechtsprechung zur Verwirklichung der ökonomischen Stra­
tegie der 80er Jahre (OG-Informationen 1984, Nr. 5, S. 3 ff.) 
gegebenen Orientierung verstärken.

Erzieherische Verfahren wegen Verletzung von Arbeits­
pflichten (§ 255 Abs. 3 AGB, §§ 22 ff. KKO) machen nur einen 
geringen Anteil aller Beratungen auf dem Gebiet des Ar­
beitsrechts aus. Die Leiter scheuen mitunter den im Ver­
hältnis zu einem Disziplinarverfahren entstehenden höheren 
Aufwand. Sie verkennen dabei jedoch, daß mit den erziehe­
rischen Verfahren gute und nachhaltige Ergebnisse erzielt 
werden, vor allem, weil über die Beratung der Konfliktkom­
mission das Arbeitskollektiv wirkungsvoll in die Auseinan­
dersetzung mit dem Werktätigen einbezogen werden kann, 
der seinen Pflichten nicht nachgekommen ist. Allerdings ist 
nicht jeder Disziplinverstoß zur Beratung vor der Konflikt­
kommission geeignet. Wenn bisherige erzieherische Ausspra­
chen und Disziplinarmaßnahmen ohne spürbare Wirkung ge­
blieben sind, nach dem Gesamtverhalten des Werktätigen so­
gar damit gerechnet werden muß, daß er zur Beratung nicht 
erscheinen wird, ist die Sache dafür nicht geeignet. In die­
sem Pall kann die Konfliktkommission den Antrag gemäß 
§ 22 Abs. 2 KKO zurüdeweisen.

3. Die staatlichen Gerichte erfüllen ihre Aufgabe, die ein­
heitliche Rechtsanwendung in der Tätigkeit der gesellschaft­
lichen Gerichte zu sichern, zu einem wesentlichen Teil durch 
die Verhandlung und Entscheidung über Einsprüche gegen 
Entscheidungen der gesellschaftlichen Gerichte sowie mit 
der Durchsetzung der sich daraus ergebenden Verpflichtun­
gen, soweit sie nicht freiwillig erfüllt werden.

Die Untersuchungen haben bestätigt, daß die Kreisgerichte 
ihrer Anleitungsfunktion mittels der Rechtsprechung und 
im Ergebnis der Analyse ihrer Rechtsprechung mit gutem 
Erfolg gerecht werden. Das trifft vor allem im Hinblick auf 
die Anwendung des materiellen Rechts im Einspruchsver­
fahren und damit weitgehend auch auf die erzielten Ver­
fahrensergebnisse zu. Ausgehend von der 1. Plenartagung des 
Obersten Gerichts zu den Anforderungen an die Sachauf­
klärung in den Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtsverfahren 
vom 27. Januar 1982 (OG-Informationen 1982, Nr. 2, S. 3 ff.) 
hat sich auch die Sachaufklärung weiter verbessert, wobei 
es durchgehende Praxis geworden ist, daß die Kreisgerichte 
die Unterlagen des zuvor tätig gewordenen gesellschaftli­
chen Gerichts in die Vorbereitung der Verhandlung einbe­
ziehen und die dort getroffenen Feststellungen in der Ver­
handlung und Entscheidung verwerten. Gemäß § 46 Abs. 1 
Satz 3 ZPO und im Interesse einer konkreten Anleitung der 
gesellschaftlichen Gerichte ist es notwendig, daß die Kreis­
gerichte bei Abschluß von Einigungen, mit denen die Ent­
scheidung oder Einigung eines gesellschaftlichen Gerichts im 
Ergebnis abgeändert wird, in dem Protokoll deutlich ver­
merken, welche Gründe hierfür maßgeblich waren.

Im übrigen sind in zivilrechtlichen Einspruchsverfahren 
noch eine Reihe prozessualer Mängel zu überwinden. Die 
Kreisgerichte müssen vor allem
— prüfen, ob dem Einspruch eine Entscheidung auf Antrag 

oder eine bestätigte Einigung eines gesellschaftlichen Ge­
richts zugrunde liegt oder ob sich der Bürger dagegen 
wendet, daß das gesellschaftliche Gericht die Beratung ab­
gelehnt hat, weil der Konflikt nicht einfach zu klären 
oder rechtlich schwierig zu beurteilen ist (§ 21 Abs. 1 
SchKO, § 52 Abs. 1 KKO). Im letztgenannten Fall handelt 
es sich nicht um die Einlegung eines Rechtsmittels, son­
dern um eine Klage gemäß § 11 ZPO;

— klarstellen, ob sich der Einspruch gegen eine Entschei­
dung auf Antrag oder gegen die Bestätigung einer Eini­
gung eines gesellschaftlichen Gerichts richtet, weil in den 
letztgenannten Fällen der Einspruch nur zulässig ist, wenn 
eine Einigung nicht Vorgelegen hat oder sie gegen Grund­
sätze des sozialistischen Rechts verstößt (§ 48 Abs. 2 
SchKO, § 53 Abs. 2 KKO);

— erkennen, daß der Einspruch gegen eine Entscheidung 
auf Antrag oder die Bestätigung einer Einigung eines 
gesellschaftlichen Gerichts einer Klage gleichsteht (§ 8 
Abs. 1 Ziff. 1 ZPO), so daß damit alle für das Klagever­
fahren nach der ZPO geltenden Verfahrensbestimmungen 
zur Anwendung kommen. Es ist insbesondere die Klage­
erweiterung und -änderung zulässig;

— beachten, daß unabhängig davon, wer Antragsteller der 
Beratung beim gesellschaftlichen Gericht war, Kläger der­
jenige ist, der den Einspruch eingelegt hat und sie bei 
Einsprüchen des Staatsanwalts denjenigen als Kläger be­
stimmen, der die Beratung durch das gesellschaftliche Ge­
richt beantragt hatte;

— im Urteilsspruch zum Ausdruck bringen — und zuvor bei 
der Entgegennahme der Sachanträge der Prozeßparteien 
beachten —, daß über eine bereits vorliegende Entschei­
dung eines gesellschaftlichen Gerichts zu befinden ist, 
es also darauf ankommt auszusprechen, ob diese auf­
rechterhalten oder aufgehoben wird. Entsprechendes gilt

• für die Abfassung von Einigungen in diesen Fällen. So­
weit die Entscheidung des gesellschaftlichen Gerichts nicht 
aufrechterhalten bleibt, ist in der Kostenregelung des Ein­
spruchsverfahrens auch festzulegen, wer die notwendi­
gen Auslagen der Beteiligten für die Beratung durch das 
gesellschaftliche Gericht zu tragen hatf ^

— bei Abweisung des Einspruchs die Entscheidung des ge­
sellschaftlichen Gerichts für vollstreckbar zu erklären, so­
weit sie ihrem Inhalt nach einen vollstreckungsfähigen 
Anspruch zum Gegenstand hat (§78 Abs. 2 ZPO).
Zu sichern ist weiterhin, daß die Einspruchsverfahren wie 

bisher zügig und konzentriert durchgeführt werden. Die in 
diesem Zusammenhang bei einzelnen Kreisgerichten auf­
getretenen Versäumnisse sind schnellstens zu überwinden.

Die Untersuchungen haben auch bestätigt, daß die örtli­
chen Räte in der Regel die erforderlichen Maßnahmen zum 
termingemäßen Einzug der von den gesellschaftlichen Ge­
richten ausgesprochenen Geldbußen und Ordnungsstrafen 
veranlassen (§ 27 Abs. 3 Ordnungsstrich 2 GGG). Wenn eine 
freiwillige Zahlung abgelehnt wird, nutzen sie die Möglich­
keit, beim zuständigen Kreisgericht die Vollstreckbarkeit und 
anschließend die Vollstreckung der Festlegung des gesell­
schaftlichen Gerichts zu beantragen (§ 54 SchKO, § 58 KKO,
§ 89 ZPO). Die Kreisgerichte beachten hierbei zum Teil nicht, 
daß für Vollstreckbarerklärungen von Entscheidungen der ge­
sellschaftlichen Gerichte keine Gerichtskosten entstehen (§ 168 
Abs. 1 ZPO), so daß die örtlichen Räte wie alle anderen An­
tragsteller gemäß § 169 Abs. 1 ZPO in diesen Fällen nicht 
vorschußpflichtig sind. In entsprechender Anwendung die­
ser Bestimmungen trifft das auch für die Vollstreckung von 
Geldbußen und Ordnungsstrafen auf Antrag der örtlichen 
Räte zu, weil die dahingehenden Anträge nicht auf die Durch­
setzung zivilrechtlicher Ansprüche, sondern auf Forderun­
gen des Staatshaushalts gerichtet sind, die in staatsrecht­
lichen Beziehungen ihre Grundlage haben.

Anträge auf Vollstreckbarerklärung von Entscheidungen 
der gesellschaftlichen Gerichte durch die berechtigten Bür­
ger selbst wegen der ihnen daraus zustehenden Leistungen 
werden nur in einem äußerst geringen Umfang gestellt. Da­
bei zeigt sich aber wiederholt, daß bei den Unterlagen der 
gesellschaftlichen Gerichte kein Nachweis über die Über­
mittlung der Entscheidung des gesellschaftlichen Gerichts an 
den zur Leistung Verpflichteten (Empfangsbestätigung des 
Verpflichteten bei persönlicher Übergabe oder Rückschein 
bei Übermittlung auf dem Postweg als Einschreibesendung) 
vorliegt. Diese Notwendigkeit ist bei den gesellschaftlichen 
Gerichten noch zu wenig bekannt. Dadurch werden Rückfra­
gen erforderlich, zum Teil muß deshalb auch die Durchfüh­
rung einer mündlichen Verhandlung angeordnet werden. 
Hiervon abgesehen macht sich eine mündliche Verhandlung 
in der Regel nur dann erforderlich, wenn sich der Inhalt der 
Entscheidung auch in Verbindung mit der Sachdarstellung 
im Beschluß nicht zweifelsfrei feststellen läßt, die zu er­
bringende Leistung nicht als Verpflichtung, sondern als Emp­
fehlung formuliert wurde oder wenn die Entscheidung des ■ 
gesellschaftlichen Gerichts noch vollstreckungsfähig auszu­
gestalten ist (§ 89 Abs. 2 ZPO).

Die Ergebnisse der Einspruchstätigkeit und der Verfah­
ren über die Vollstreckbarerklärung sowie ihrer gesamten 
Rechtsprechung nutzen die Kreisgerichte wirksam für die 
konkrete Anleitung und Unterstützung der gesellschaftlichen 
Gerichte. Sie können dabei eine noch größere Wirksamkeit 
erreichen, wenn sie besonders im Einspruchsverfahren die 
von den gesellschaftlichen Gerichten im Ergebnis ihrer Be­
ratungen gegebenen Empfehlungen mit einschätzen und diese 
Einschätzung ihrer Anleitungstätigkeit ebenfalls zugrunde 
legen.

Zur weiteren Erhöhung des Niveaus der Anleitung der 
Konfliktkommissionen gehört insbesondere das enge Zusam­
menwirken der Gerichte mit den Vorständen und Leitun­
gen der Gewerkschaften. Uber die regelmäßig und mit gutem 
Niveau erfolgenden Berichterstattungen hinaus sollten da­
her noch häufiger Hinweise auf in Schulungen zu behan­
delnde Probleme und aktuelle Fragen gegeben werden. Im 
Zusammenwirken mit den Kreisausschüssen der Nationalen 
Front und den örtlichen Räten ist noch stärker darauf Ein­
fluß zu nehmen, daß die Erfahrungen aus der Tätigkeit der 
Schiedskommissionen für die politische Massenarbeit zur 
Gewährleistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit in 
den Städten und Gemeinden genutzt werden.


